Ein Fusionsvertrag entsteht

Die Bevölkerung wird darüber abstimmen

Kernstück jeder Fusion ist der Fusionsvertrag. Seit Wochen wird in den Gemeinden Wilihof, Triengen und Kulmerau intensiv daran gearbeitet. Regierungsstatthalter Alois Widmer ist Mitautor des Vertrages. Er sagt uns, warum der Fusionsvertrag eine so zentrale Bedeutung hat.

Was genau regelt ein Fusionsvertrag?

Alois Widmer: Im Fusionsvertrag wird besiegelt, dass sich zwei oder mehrere Gemeinden zusammenschliessen. Ferner werden Ausgestaltung und Nebenfolgen der Fusion geregelt. Es müssen Zeitpunkt, Name und Wappen der neuen Gemeinde festgelegt werden. Von ganz besonderer Bedeutung ist die Verpflichtung von Triengen, die beiden Gemeinden mit allen Aktiven und Passiven zu übernehmen. Würde das nicht geschehen, könnten die Gläubiger benachteiligt werden. 

Was gehört nicht in den Vertrag?

AW: Es wäre nicht sinnvoll, organisatorische Fragen für die Zeit danach vertraglich zu regeln. Die nächste Behörde muss frei sein, damit sie die Organisation den jeweiligen Bedürfnissen anpassen kann. 

Wie verhält es sich mit Vertretungen der zukünftigen Ortsgemeinden - z.B. in der Schulpflege?

AW: Das wäre eine rechtlich nicht unproblematische Regelung im Vertrag. Bei unseren demokratischen Verhältnissen könnte der Vollzug schwierig werden. Was machen wir, wenn in einem definierten Gebiet keine Kandidaturen zur Verfügung stehen oder Kandidatinnen oder Kandidaten nicht gewählt werden? Solche Ansprüche sollten auf Zukunft nicht zugesichert werden.

Das Wahlprozedere der neuen Behörden festzulegen war nicht ganz einfach.

AW: Ja, denn die ordentliche Legislatur der Gemeindebehörde endet auf den 31. August 2004. Fusioniert wird aber auf den 1. Januar 2005. Hier stellte sich die Frage, ob es für die kurze Übergangszeit Neuwahlen braucht oder ob die Amtsdauer der bestehenden Behörden verlängert werden kann. Das heutige Gemeindegesetz kennt keine Fusionsbestimmungen und sieht eine Verlängerung der Amtsdauer nicht vor. Das Gesetz wird nun vom Grossen Rat kurzfristig ergänzt. Neu soll im Zusammenhang mit einer Gemeindevereinigung die Amtsdauer für die Behörden, Kommissionen und Chargierten für eine zeitlich begrenzte Dauer verlängert werden können. Die Neuwahlen für die vereinigte Gemeinde Triengen sind im Herbst 2004 vorgesehen. 

Wie wird ein Fusionsvertrag erarbeitet?

AW: Die Arbeitsweise ist unterschiedlich. In Wilihof, Triengen und Kulmerau stellte ich dem Gemeindeschreiber von Triengen eine Vorlage zur Verfügung und unterstützte die Beteiligten bei den notwendigen Regelungen. Der Fusionsvertrag wird von der Projektleitung direkt behandelt. Parallel dazu laufen Abklärungen über die Auswirkungen der Fusion auf verschiedene Bereiche in Arbeitsgruppen.

Über diesen Vertrag wird die Bevölkerung am Ende abstimmen.

AW: Genau, über den Vertrag als Ganzes wird an den Gemeindeversammlungen abgestimmt. Die Botschaft zur Gemeindeversammlung wird den vollen Wortlaut des Vertrages sowie Erläuterungen dazu enthalten. 

Dazu gehören auch Aussagen zu den finanziellen Prognosen der fusionierten Gemeinde. Wie sehen diese aus? 

AW: Der Finanzplan der vereinigten Gemeinde ist nicht Bestandteil des Vertrages. Es werden in der Botschaft wohl auch Ausführungen zur Finanzperspektive gemacht. Konkretes kann dazu noch nicht gesagt werden, weil die Verhandlungen mit dem Kanton erst noch stattfinden. 

Triengen möchte durch die Fusion keinen Nachteil erfahren. Wie sieht das aus?

AW: Das Regierungsstatthalteramt hat in Zusammenarbeit mit der BDO Visura den Finanzplan für die fusionierte Gemeinde gemacht. Daraus wird die zukünftige finanzielle Situation ersichtlich. Im neuen Finanzausgleich ist vorgesehen, dass die fusionswilligen Gemeinden nach einer Fusion nicht schlechter dastehen. Aus diesem Grund stellt der Kanton Finanzmittel zur Verfügung. Doch die Beurteilung, wie viel das sein soll, ist nicht ganz einfach und ist Gegenstand der Verhandlungen mit dem Kanton.  

Sie haben den Vertrag formuliert. Wie kommen Sie als Vertreter vom Kanton zu dieser Aufgabe?

AW: Eigentlich bin ich als Vermittler im Prozess eingesetzt. In dieser Funktion war ich bisher nicht gefordert. Durch die gemachten Erfahrungen bei der Fusion Beromünster-Schwarzenbach konnte ich als Berater mein Wissen zur Verfügung stellen.

War es für Sie nur zusätzlich Arbeit oder auch etwas Lustvolles?

AW: Ich mache diese Arbeit gern, obwohl der Prozess nicht nur freudvoll ist. Doch die Fusion drängt sich auf. Es ist eine neue Aufgabe, die Gemeinden auf dem Weg der Vereinigung  zu begleiten.

Interview: Bernadette Kurmann

Legende:

Regierungsstatthalter Alois Widmer ist als Vermittler im Fusionsprozess nicht gefordert. Gefragt aber sind seine Erfahrungen aus der Fusion Beromünster und Schwarzenbach 
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